
B e s c h l u s s 

der 644. Sitzung des Präsidiums 
am 05.09.2019 in Hannover 

in 

Reform der Notfallversorgung: Auswirkungen auf den Rettungsdienst 

1. (Ablehnung Grundgesetzänderung)

Der NLT lehnt die im Diskussionsentwurf des Bundesministeriums für Gesundheit

zum Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Notfallversorgung enthaltene Grund-

gesetzänderung, mit der ein neuer Art. 74 Abs. 1 Nr. 12a GG als Bundeskompe-

tenz für „die wirtschaftliche Sicherung des Rettungsdienstes“ in die konkurrierende

Gesetzgebung aufgenommen werden soll, entschieden ab.

2. (Grundsatzkritik)

Der NLT kritisiert, dass der Diskussionsentwurf zur Reform der Notfallversorgung

zwar einige Probleme der akuten Versorgung der Versicherten benennt, die

Hauptursache aber nicht klar benennt, nämlich das Nichtfunktionieren der ambu-

lanten haus- und fachärztlichen Versorgung und des kassenärztlichen Notdienstes

bei Eilfällen. Der Gesetzentwurf wird stattdessen unberechtigterweise dazu ge-

nutzt, bundesrechtliche Vorgaben für den Rettungsdienst zu etablieren, die den

Rettungsdienst als kommunale Aufgabe des eigenen Wirkungskreises faktisch be-

seitigen würde. Gestaltungsspielräume vor Ort und im Land würden durch Vorga-

ben des Bundes erstickt.

3. (Gesamtbetrachtung des Hilfeleistungssystems)

Die Zusammenhänge im gesamten nichtpolizeilichen Hilfesystem vor Ort müssen

bei jeder Reform der Notfallversorgung umfassend mitbetrachtet werden. Der Dis-

kussionsentwurf ist dagegen einseitig aus dem Blickwinkel des Bundesgesund-

heitssystems erarbeitet, muss vollständig zurückgezogen und durch einen fairen

Zukunftsprozess unter gleichberechtigter Beteiligung der Innenressorts der Län-

der, der Kommunalen Aufgabenträger, der Feuerwehren und der Hilfsorganisatio-

nen ersetzt werden. Dabei muss der konkrete Patientennutzen im Vordergrund

stehen.



4. (Kostentragung und Bedarfsplanung) 

Allein die vorgesehene Überwälzung der Investitionskosten des Rettungsdienstes 

auf die Länder würde für Niedersachsen den Entzug von Finanzmitteln der gesetz-

lichen Krankenversicherungen in Höhe von wohl bis zu ca. 500 Mio. € pro Jahr 

bedeuten. Dies wird abgelehnt, weil es sich um Kosten handelt, die auch weiterhin 

von den Versicherten zu tragen sind. Auch bundesweite Vorgaben für die Planung 

von Rettungswachenstandorten oder landeseinheitliche Kostentarife nebst Richt-

linien des Gemeinsamen Bundesausschusses würden den Einfluss der Kostenträ-

ger gegenüber der seit 1992 bewährten Rechtslage des NRettDG massiv auswei-

ten und kommunale Gestaltungsspielräume der niedersächsischen Landkreise 

und der Region Hannover sowie das bewährte Zusammenwirken aller Akteure im 

Landesausschuss Rettungsdienst faktisch abschaffen. 

 

5. (Koordination von 112 und 116117 in kommunaler Hand) 

In Übereinstimmung mit der bisherigen Beratungs- und Beschlusslage auch des 

Deutschen Landkreistages hält der NLT es für sinnvoll, künftig in den kommunalen 

Rettungsleitstellen, die weiterhin Einrichtungen des eigenen Wirkungskreises der 

Landkreise und der Region Hannover bleiben müssen, das Bedürfnis nach Akut-

behandlungen (bisher unter der Rufnummer 116117 abgebildet) und die Hilfe bei 

lebensbedrohlichen Notfällen (Rufnummer 112) gemeinsam unter kommunaler 

Federführung freiwillig zu administrieren. Um dieses Anliegen mit konkretem Pati-

entennutzen umzusetzen, sind weite Teile des Gesetzentwurfs und insbesondere 

die vorgesehenen diffusen Bestimmungen zu Gemeinsamen Notfallleitstellen 

(GNL) nicht notwendig und werden abgelehnt. Notwendig sind allein Regelungen 

zur verbesserten optionalen Disposition des kassenärztlichen Bereitschaftsdiens-

tes durch die kommunalen Leitstellen. Die Übernahme von Aufgaben der Termin-

servicestellen im Bereich der nicht akuten Facharztterminvermittlung gefährdet 

den Charakter der Leitstellen als Einrichtungen der Notfallrettung und wird abge-

lehnt. 

 

6. (Gründung eines Bündnisses für den Rettungsdienst als Landes- und Kommu-

nalaufgabe) 

Wegen des engen Zusammenhangs und der Bedeutung des Rettungsdienstes 

und seiner Leitstellen für die kommunale Daseinsvorsorge und Gefahrenabwehr 

besteht ein hohes Interesse, dass in der aktuellen Diskussion durch den Bund die 

Aspekte der kommunalen Gefahrenabwehr, des Brand- und Katastrophenschut-

zes nicht weiter ausgeblendet werden. Zudem ist eine weitere Aushöhlung der 

Staatlichkeit der Länder durch Vorgaben des Bundes für den Bereich der Organi-



sation der Daseinsvorsorge und Gefahrenabwehr aus grundsätzlichen Erwägun-

gen abzulehnen und zur Verbesserung der medizinischen Notfallversorgung auch 

nicht notwendig.  

 

Die Geschäftsstelle wird daher gebeten, die Gründung eines Bündnisses „Für den 

Rettungsdienst als Landes- und Kommunalaufgabe“ zu initiieren, um im breiten 

Schulterschluss mit allen beteiligten Akteuren wie den Spitzenverbänden der Feu-

erwehren und der Hilfsorganisationen darauf hinzuwirken, dass die Kompetenz der 

Länder für den Rettungsdienst uneingeschränkt erhalten und der Rettungsdienst 

kommunale Aufgabe des eigenen Wirkungskreises bleibt.  




